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Stadt Werdohl 

Abteilung Ordnung und Einwohnerwesen 

Goethestraße 51 

58791 Werdohl 

 

 

 

 

Antrag auf Erteilung der Erlaubnis nach § 2 GastG zum Betrieb 

 einer Schankwirtschaft 

 einer Schank- und Speisewirtschaft 

 ___________________________________________________ 

 

 

Antragsteller (bzw. Vertreter der juristischen Person/des nicht rechtsfähigen Vereins, bei mehreren Vertretern 

ist je ein Formblatt auszufüllen) 

Bei jur. Person/nicht rechtsfähigem Verein Name und Sitz 
 
 

Name ggf. Geburtsname, Vorname des Antragstellers/Vertreter der jur. Person/des nicht rechtsfähigen Vereins 
 
 

Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit 
 
 

Straße und Hausnummer 
 
 

Postleitzahl und Wohnort 
 
 

Telefonnummer, E-Mail-Adresse 
 
 

Bei Ausländern: Aufenthaltsgenehmigung erteilt durch – gültig bis: 
 
 

Bei Ausländern: Arbeitserlaubnis erteilt durch – gültig bis 
 
 

Art und Nummer des Ausweises 
 
 

Art der Erwerbstätigkeit 
 

 nicht selbständig 
 selbständig 

 

Ehegatte/Lebenspartner 

(auch auszufüllen, wenn Ehegatte/Lebenspartner nicht Antragsteller ist. Ist der der Ehegatte/Lebenspartner 

Mitantragsteller  Ja   Nein. 

Name ggf. Geburtsname, Vorname des Antragstellers/Vertreter der jur. Person/des nicht rechtsfähigen Vereins 
 
 

Geburtsdatum, Geburtsort, Staatsangehörigkeit 
 
 

 

 

Eingangsbestätigung: 
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Straße und Hausnummer 
 
 

Postleitzahl und Wohnort 
 
 

Telefonnummer, E-Mail-Adresse 
 
 

Bei Ausländern: Aufenthaltsgenehmigung erteilt durch – gültig bis: 
 
 

Bei Ausländern: Arbeitserlaubnis erteilt durch – gültig bis 
 
 

Art und Nummer des Ausweises 
 
 

 

Aufenthalt und berufliche Betätigung des Antragstellers in den letzten drei Jahren 

von  bis  Wohnort berufliche Tätigkeit 

    
 

 
 

   

 
 

   

 
 

   

 
 

   

 
 

   

 

In den letzten drei Jahren selbständig betriebene Gewerbe des Antragstellers: 

Anschrift des Betriebes und Benennung der hierfür zuständigen Erlaubnisbehörde 
 
 
 
 

 

Angaben zur Person des Antragstellers und notwendige Nachweise 

Unterrichtungsnachweis über lebensmittelrechtliche 
Belehrung der Industrie- und Handelskammer    liegt bei     wird nachgereicht 

Antrag auf Erteilung des erweiterten Führungszeugnisses  
zur Vorlage bei einer Behörde ist gestellt?     Ja      Nein 

Zusätzlich bei Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedsstaates 
der Europäischen Union: Antrag auf Erteilung eines europäischen 
Führungszeugnisses ist gestellt?      Ja      Nein 

Antrag auf Auskunft aus dem Gewerbezentralregister  
ist gestellt?        Ja            Nein 

Ist ein Gewerbeuntersagungsverfahren nach  
§ 35 GewO anhängig?       Ja           Nein 

Liegt eine Bescheinigung nach § 43 Infektions- 
schutzgesetz bzw. ein Zeugnis nach §§ 17, 18  
Bundesseuchengesetz vor?      liegt bei    wird nachgereicht 

 
Ist gegen Sie ein Strafverfahren anhängig?     Ja            Nein 
Falls ja: Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft:    _________________________________ 
 



 
 3 

Sind Bußgeldverfahren wegen gewerberechtlicher  
Belange gegen Sie anhängig?      Ja            Nein 
Falls ja, welche (Behörde, Vorwurf)     _______________________________ 
 
________________________________________________________________________________________ 

Wurde eine Eidesstattliche Versicherung über die  
Vermögensverhältnisse § 807 ff ZPO  
– ‚Offenbarungseid‘ – abgegeben?      Ja   Nein  
 
Falls ja: Amtsgericht/Aktenzeichen: ____________________________________________________________ 
 

 

Angaben zur Person des Ehegatten/Lebenspartners und notwendige Nachweise 

Unterrichtungsnachweis über lebensmittelrechtliche 
Belehrung der Industrie- und Handelskammer    liegt bei     wird nachgereicht 

Antrag auf Erteilung des erweiterten Führungszeugnisses  
zur Vorlage bei einer Behörde ist gestellt?     Ja            Nein 

Antrag auf Auskunft aus dem Gewerbezentralregister  
ist gestellt?        Ja            Nein 

Ist ein Gewerbeuntersagungsverfahren anhängig?    Ja            Nein 
 

Liegt eine Bescheinigung nach § 43 Infektions- 
schutzgesetz bzw. ein Zeugnis nach §§ 17, 18  
Bundesseuchengesetz vor (Gesundheitsamt MK)?    liegt bei     wird nachgereicht 

 
Ist gegen Sie ein Strafverfahren anhängig?     Ja            Nein 
Falls ja: Aktenzeichen der Staatsanwaltschaft:    _________________________________ 
 

Sind Bußgeldverfahren wegen gewerberechtlicher  
Belange gegen Sie anhängig?      Ja            Nein 
Falls ja, welche (Behörde, Vorwurf)     ________________________________ 
 
________________________________________________________________________________________ 
 

Wurde eine Eidesstatliche Versicherung über die  
Vermögensverhältnisse § 807 ff ZPO  
– ‚Offenbarungseid‘ – abgegeben?      Ja   Nein  
 
Falls ja: Amtsgericht/Aktenzeichen: ____________________________________________________________ 
 

 

Angaben zum Betrieb 

Betriebssitz (PLZ, Ort, Straße, Hausnummer, Stockwerk, Nebengebäude) 
 
 

Name des Betriebes 
 
 

Der Gaststättenbetrieb soll 
 

 vom bisherigen Betreiber übernommen werden,  
     Name des bisherigen Betreibers: ____________________________________________________________ 

 neu errichtet werden, 
 in seiner Betriebsart geändert werden, 
 ____________________________________________ 

 
 Die Beschäftigung von Personen ist vorgesehen; Anzahl: ___________________ 
 Die Mitarbeiter des Ehegatten/Lebenspartners im Betrieb ist vorgesehen. 

 

 
Pläne (Grundriss-, Lageplan) sind dem Antrag  beigefügt  werden nachgereicht. 
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Eigentümer des Betriebes 

 
 Antragsteller ist Eigentümer 

 
 Pachtbetrieb, Pachtvertrag vom _______________________________ 

 
     Name und Anschrift des Eigentümers des Pachtbetriebes: ________________________________________ 
 
     ______________________________________________________________________________________ 
 

 Eine Kopie des Pachtvertrages (Mietvertrages)  ist beigefügt  wird nachgereicht. 
 

 

Notwendige Unterlagen (zu den Wohnorten der letzten drei Jahre) 

Auskunft in Steuersachen des Finanzamtes  
des Wohnortes   ist beigefügt   ist beantragt, wird nachgereicht. 

Auskunft in Steuersachen des Gemeindesteueramtes  
des Wohnortes  ist beigefügt   ist beantragt, wird nachgereicht 

Auskunft „Bonitätsprüfung“ über die 
Schufa.  ist beigefügt   ist beantragt, wird nachgereicht. 

Auszug aus der Schuldnerkartei über das  
Vollstreckungsportal der Länder (ab 01.01.2013)  ist beigefügt   ist beantragt, wird nachgereicht. 

Bescheinigung des Insolvenzgerichtes beim  
Amtsgericht des Wohnortes  ist beigefügt   ist beantragt, wird nachgereicht. 

 

Anzahl und Lage der Betriebsräume 

Art des 
Raumes 

Lage Größe/m² Höhe/m Besonderheiten 

     

 

Anträge auf eine vorläufige Erlaubnis nach § 11 Gaststättengesetz 

 
  Ja, ich beantrage zusätzlich eine vorläufige Erlaubnis nach § 11 Gaststättengesetz, da ich einen 

 laufenden Betrieb in gleichem Umfang weiterführen möchte. Die Übernahme des Betriebes soll ab 
 ________________________ erfolgen.  
 

 Nein, ich beantrag keine vorläufige Erlaubnis, da ich keinen laufenden Betrieb übernehme oder einen 
 laufenden Betrieb nicht in gleichem Umfang weiterführen werde.  
 

 

Meine Angaben sind vollständig und richtig. Ich bin mir bewusst, dass falsche Angaben die 

Versagung oder Zurücknahme der Erlaubnis zur Folge haben können. Mir ist auch bekannt, 

dass eine Ausübung des erlaubnispflichtigen Gewerbes vor Erteilung der entsprechenden 

Erlaubnis eine Ordnungswidrigkeit darstellt und seitens der Erlaubnisbehörde mit einer 
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Geldbuße nebst Gewinnabschöpfung geahndet wird. Darüber hinaus ist die Missachtung der 

geltenden Rechtsordnung ein Indiz für meine persönliche Unzuverlässigkeit, was zur 

Versagung dieses Antrages beitragen kann.  

 

Ich wurde darüber informiert, dass bei einer begonnenen Antragsprüfung sofort eine 

Gebührenvorauszahlung von 100 Prozent der voraussichtlich festzusetzenden 

Verwaltungsgebühr zu zahlen ist. Eine Bearbeitung wird erst nach Eingang des Nachweises 

über die Leistung der Gebührenvorauszahlung erfolgen. Mir ist ebenfalls bekannt, dass bei 

einer Versagung der Erlaubnis durch die Erlaubnisbehörde oder durch die Rücknahme 

meines Antrages 75 Prozent der Verwaltungsgebühren gemäß § 15 Abs. 2 Gebührengesetz 

NRW fällig werden. Die endgültige Gebührenfestsetzung erfolgt mit der behördlichen 

Entscheidung über meinen Antrag 

 
Mir ist bekannt, dass der Antrag von der Abteilung Ordnung und Einwohnerwesen der Stadt 
Werdohl erst abschließend bearbeitet werden kann, wenn alle vorgenannten Unterlagen 
vorgelegt worden sind.  
 
 
 
Ort, Datum Unterschrift 

 
 

 
 
 


